




Rechtslage

1.
Private Arbeitsvermittlung 
Die private Arbeitsvermittlung, d.h. das Zusammenführen von Stellensuchenden und Arbeitgeber zum Abschluss eines Arbeitsvertrages, untersteht verschiedenen rechtlichen Vorschriften, die insbesondere im Bundesgesetz über die Arbeitsvermittlung und den Personalverleih (Arbeitsvermittlungsgesetz, AVG) und in der Verordnung über die Arbeitsvermittlung und den Personalverleih (Arbeitsvermittlungsverordnung, AVV) sowie in den der Wegleitung des SECO geregelt sind. Deren Nichtbeachtung kann hohe Bussen und weitere einschneidende Konsequenzen haben. Umso wichtiger ist es daher zu wissen, wann eine private Arbeitsvermittlung überhaupt vorliegt und was dabei zu beachten ist.
2. 
Wann liegt private Arbeitsvermittlung vor?

Gemäss Gesetz ist derjenige ein privater Arbeitsvermittler, der regelmässig und gegen Entgelt im Inland Arbeit vermittelt, indem er Stellensuchende und Arbeitgeber zum Abschluss von Arbeitsverträgen zusammenführt (Vermittler). Falls alle diese Voraussetzungen gegeben sind, wird eine Betriebsbewilligung benötigt. Wer regelmässig Arbeit ins oder aus dem Ausland vermittelt (Auslandsvermittlung), benötigt zusätzlich zur kantonalen Betriebsbewilligung eine Bewilligung des Staatssekretariats für Wirtschaft (SECO).
2.1
Voraussetzungen der Inlandvermittlung
2.1.1
Zusammenführen

Der Stellensuchende und der Arbeitgeber gelten dann als zusammengeführt, sobald die eine Partei darauf hingewiesen wurde, dass sie mit der anderen Partei einen Arbeitsvertrag abschliessen könnte. Ob der Vertrag anschliessend effektiv geschlossen wird oder nicht, ist für die Anwendbarkeit des AVG bedeutungslos. Allerdings hängt davon regelmässig ab, ob eine Provision vom Stellensuchenden geschuldet ist (Art. 9 Abs. 2 AVG).

Unter Zusammenführen versteht man also die Handlung, mit welcher einer Partei die Information übermittelt wird, dass eine andere Partei an einem Vertragsschluss interessiert ist. Solche Vermittlungen können getätigt werden mittels Printmedien, Telefon, Fernsehen, Radio, Teletext, Internet und andere geeignete Medien.
2.1.2
Regelmässigkeit
Als regelmässig gilt eine Vermittlungstätigkeit, die vom Vermittler mit der Bereitschaft angeboten wird, in einer Mehrzahl von Fällen als Vermittler tätig zu werden oder die innerhalb von zwölf Monaten bei zehn oder mehr Gelegenheiten ausgeübt wird. Die Bereitschaft ist dann gegeben, wenn Vorbereitungshandlungen getroffen wurden, wie z.B. Eintrag im Handelsregister, Veröffentlichung von Werbeinseraten, Druck von Briefpapier oder Visitenkarten. 
Wenn jemand innerhalb von 12 Monaten bei mindestens zehn Fällen aktiv wird, geht man von einer regelmässigen Vermittlungstätigkeit aus, wobei die mehrmalige Vermittlung derselben Person als mehrmalige Vermittlung erachtet wird. Falls weniger als zehn Vermittlungen pro Jahr getätigt wurden, kann es sich dennoch um eine regelmässige Tätigkeit handeln, wenn die Bereitschaft dazu gegeben ist. 
2.1.3
Entgelt
Sobald für die Vermittlung geldwerte Leistungen erbracht werden, ist das Kriterium der Entgeltlichkeit erfüllt. Unter geldwerten Leistungen sind neben Geldzahlungen auch Naturalleistungen, Schuldübernahmen und alle anderen, einer wirtschaftlichen Bereicherung gleichkommende Leistungen zu verstehen. Zur Beurteilung der geldwerten Leistungen ist es unerheblich, ob diese vom Stellensuchenden, vom Vermittler oder vom Arbeitgeber entrichtet wird.
2.1.4
Arbeitsvertrag 

Das Ziel der Vermittlung muss immer der Abschluss eines Arbeitsvertrages gemäss Art. 319 ff. OR sein. 

2.1.5
Künstlerische und ähnliche Darbietungen
Wer Personen für künstlerische und ähnliche Darbietungen vermittelt, d.h. ihnen Auftrittsgelegenheiten besorgt, fällt unter das AVG, unabhängig davon, ob der Künstler einen Arbeitsvertrag oder einen anderen Vertrag eingeht (z.B. Auftrag oder Werkvertrag). Unter künstlerische oder ähnliche Darbietungen fallen bspw. Musiker, Schauspieler, Tänzer, DJs, Fotomodelle, Artisten, Zauberer und Komiker. 
3.
Auslandvermittlung

Wer regelmässig Arbeit ins oder aus dem Ausland vermittelt, benötigt zusätzlich zur kantonalen Betriebsbewilligung eine Bewilligung des SECO. Als Auslandvermittlung gilt auch die Tätigkeit eines Vermittlers, der von der Schweiz aus im Ausland wohnende Stellensuchende in einen Drittstaat vermittelt, sofern zumindest ein Teil der Vermittlungstätigkeit sich in der Schweiz abspielt oder die vertraglichen Beziehungen des Vermittlers zu Stellensuchenden oder Arbeitgebern schweizerischem Recht unterstehen.
4.
Bewilligungspflicht 
Die Erteilung der Bewilligung hängt von betrieblichen und persönlichen Eigenschaften ab. Die betrieblichen Voraussetzungen sind:
a. Eintrag im Schweizerischen Handelsregister;

b. Zweckmässiges Geschäftslokal;

c. Kein anderes Gewerbe betreiben, welches die Interessen von Stellensuchenden oder von Arbeitgebern gefährden könnte.

Die persönlichen Voraussetzungen sind:
a. Schweizer Bürger oder Ausländer mit Niederlassungsbewilligung;

b. Gewähr bieten für eine fachgerechte Vermittlung;

c. Guter Leumund.

Das Kriterium der fachgerechten Vermittlung ist dann erfüllt, wenn die Person eine Berufslehre abgeschlossen oder eine gleichwertige Ausbildung absolviert hat und eine mehrjährige Berufstätigkeit nachweisen kann, sofern sie insbesondere (Art. 9 AVV):

a. Eine anerkannte Vermittler- oder Verleiherausbildung besitzt; oder

b. Eine mehrjährige Berufserfahrung in der Arbeitsvermittlung, im Personalverleih, in der Personal-, Organisations- oder Unternehmensberatung oder im Personalwesen hat.

Die Behörde hat bei der Erteilung der Bewilligung einen Ermessensspielraum. Eine Bewilligung kann auch erteilt werden, wenn die Ausbildung zwar nicht denjenigen von Art. 9 AVV entspricht, dennoch aber als ausreichend anzusehen ist, wie bspw. Hochschulabschluss, höherer Fähigkeitsausweis wie Managementausbildung, Hotelfachschule, Führungserfahrung in Betrieben mit mehreren Mitarbeitern oder über fünfjährige Berufserfahrung mit Einblick in Vermittlungstätigkeit in der Branche, in welche vermittelt werden soll. In solchen Konstellationen kann die Behörde ausnahmsweise trotz fehlender Voraussetzungen gemäss Art. 9 AVV eine Bewilligung erteilen.
Sofern die persönlichen Voraussetzungen gegeben sind, muss zusätzlich geprüft werden, ob die verantwortliche Person über genügend zeitliche Ressourcen verfügt. Als Richtwert nennt das SECO die zwingende Anwesenheit von 50% im Betrieb, so dass maximal zwei Betriebe von der gleichen Person geführt werden können.

Für die Auslandvermittlung wird zudem verlangt, dass die für die Leitung verantwortlichen Personen sicherstellen, dass im Betrieb ausreichende Kenntnisse der Verhältnisse in den entsprechenden Staaten vorhanden sind, insbesondere über die Bestimmungen über Einreise und Aufnahme einer Erwerbstätigkeit und die gesetzliche Regelung der Arbeitsvermittlung (Art. 10 AVV).

Form des Gesuchs: Das Bewilligungsgesuch ist schriftlich bei der vom Kanton bezeichneten Behörde einzureichen (i.d.R. das Amt für Wirtschaft und Arbeit), wobei das SECO entsprechende Formulare zur Verfügung stellt. Gesuche um Auslandvermittlung werden von den kantonalen Behörden automatisch mit einer Stellungnahme ans SECO weitergeleitet (Art. 11 AVV). Dem Bewilligungsgesuch ist ein Muster des Vermittlungsvertrages zur Prüfung beizulegen, sofern von den Stellensuchenden eine Einschreibegebühr oder eine Vermittlungsprovision verlangt wird. Die Behörden haben jederzeit das Recht, bei den Vermittlern Unterlagen einzufordern und ihre Verträge gegen geltendes Recht zu überprüfen (Art. 6 AVG).
Die Behörden entscheiden innert 40 Tagen ab Erhalt der vollständigen Unterlagen über ein Gesuch (Art. 11 Abs. 4 AVV). Die Bewilligung wird unbefristet erteilt und berechtigt zur Vermittlung in der ganzen Schweiz. Die Bewilligung zur Auslandvermittlung wird auf bestimmte Staaten begrenzt (Art. 4 AVG). 
5.
Anforderungen an die öffentliche Ausschreibung
Bei der öffentlichen Ausschreibung von Arbeitsangeboten und Stellengesuchen muss der Vermittler seinen Namen und seine genaue Adresse angeben. Die Ausschreibungen müssen den tatsächlichen Verhältnissen entsprechen. Zur Beobachtung des Arbeitsmarktes kann die Bewilligungsbehörde den Vermittler verpflichten, ihr anonymisierte statistische Angaben über seine Tätigkeit zu liefern (Art. 7 AVG). Der Vermittler, dessen Vermittlungstätigkeit bewilligungspflichtig ist, teilt der zuständigen kantonalen Behörde nach Abschluss jedes Kalenderjahres die Anzahl der vermittelten Personen mit, aufgegliedert nach Geschlecht und Herkunft (Schweiz oder Ausland).
6.
Provision
Falls der Vermittler nur vom Arbeitgeber eine Vermittlungsprovision verlangt, so unterliegt dies keinen Bestimmungen des AVG, es kommen aber die Bestimmungen über den Mäklervertrag zur Anwendung (Art. 412 ff. OR).

Falls der Vermittler vom Stellensuchenden eine Provision verlangt, so muss diese in Prozenten des vereinbarten Jahres-Bruttoeinkommens des vermittelten Arbeitnehmers berechnet werden (Art. 20 AVV; aktuell beträgt die Obergrenze der Provision 5% des Jahres-Bruttogehalts). Auch eine Einschreibegebühr kann verlangt werden (aktuell max. CHF 45). Der Stellensuchende schuldet die Provision erst, wenn die Vermittlung zum Abschluss eines Arbeitsvertrages geführt hat (Art. 9 Abs. 2 AVG).

Bei der Auslandvermittlung schuldet der Stellensuchende die Provision erst, wenn er von den Behörden des Landes, in das er vermittelt wird, die Bewilligung zur Erwerbstätigkeit erhalten hat. Der Vermittler darf jedoch eine Entschädigung für die tatsächlichen Auslagen und Aufwendungen verlangen, sobald der Arbeitsvertrag zustande gekommen ist (Art. 9 Abs. 3 AVG). Falls die Auslandvermittlung eine Zusammenarbeit des Vermittlers mit ausländischen Vermittlungsstellen erforderte, darf die Provision auf max. 7,5% erhöht werden (Art. 4 Abs. 4 GebV-AVG).
Weitere Informationen
· http://www.treffpunkt-arbeit.ch/publikationen/private_arbeitsvermittler/
· Private Arbeitsvermittlung und Personalverleih
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